
Am 31.1.2020 ist das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland (im Fol-
genden: „Vereinigtes Königreich“) aus der Europäischen Union ausgetreten. Dem schloss 
sich ein Übergangszeitraum an, in dem u. a. das Mehrwertsteuerrecht der Union für das 
Vereinigte Königreich weiterhin Anwendung fand. Dieser Übergangszeitraum endete mit 
Ablauf des 31.12.2020. 

Das Bundesfinanzministerium nahm in einem Schreiben vom 10.12.2020 dazu Stellung 
und legte zunächst Folgendes fest: 

Grundsätzlich ist das Vereinigte Königreich, mithin Großbritannien und Nor-
dirland, für umsatzsteuerrechtliche Zwecke nach dem 31.12.2020 als Dritt-
landsgebiet anzusehen. Eine Ausnahme gilt für Nordirland, für das im „Pro-
tokoll zu Irland/Nordirland“ zum Austrittsabkommen ein besonderer Status 
vereinbart wurde. 

Danach ist bei der Umsatzbesteuerung des Warenverkehrs mit dem Vereinigten Kö-
nigreich zwischen Großbritannien und Nordirland zu unterscheiden. Während Groß-
britannien auch insoweit als Drittlandsgebiet zu behandeln ist, wird Nordirland für die 
Umsatzbesteuerung des Warenverkehrs auch nach dem 31.12.2020 als zum Gemein-
schaftsgebiet gehörig behandelt. Innerhalb des Vereinigten Königreichs sind dessen 
Behörden für die Anwendung und Durchführung der für Nordirland weiter geltenden 
Vorschriften des Mehrwertsteuerrechts der Union zuständig. 

Für nordirische Umsatzsteuer-Identifikationsnummern findet das Präfix „XI“ Anwen-
dung. Entsprechende Umsatzsteuer-Identifikationsnummern gelten als von einem an-
deren Mitgliedstaat erteilt. Zusammengefasst unterliegen nach dem 31.12.2020 ausge-
führte Umsätze vorbehaltlich etwaiger Übergangsregelungen:

	» im Waren- und Dienstleistungsverkehr mit Großbritannien sowie im Dienstleis-
tungsverkehr mit Nordirland den für das Drittlandsgebiet bzw.

	» im Warenverkehr mit Nordirland den für den innergemeinschaftlichen Handel 		
geltenden Vorschriften zur Umsatzsteuer.
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Nach dem 31.12.2020 unterliegt der Warenverkehr mit Großbritannien zoll-
rechtlichen Förmlichkeiten. Dies hat zur Folge, dass die Waren sowohl bei 
der Einfuhr als auch bei der Ausfuhr zu gestellen und zum betreffenden Zoll-
verfahren anzumelden sind sowie der Erhebung von Einfuhrabgaben (u. a. 
Zoll und Einfuhrumsatzsteuer) unterliegen. Der Warenverkehr zwischen der 
Europäischen Union und Nordirland ist hiervon nicht betroffen.

Das Austrittsabkommen enthält eine Übergangsregelung für Warenbewegungen zwi-
schen einem Mitgliedstaat und Großbritannien, die vor dem 1.1.2021 beginnen und 
nach dem 31.12.2020 enden. Auf entsprechende Umsätze sind die Regelungen für 
die Besteuerung des innergemeinschaftlichen Warenverkehrs anzuwenden. Dement-
sprechend ist für Lieferungen, die vor dem 1.1.2021 beginnen, eine Umsatzsteuer- 
Identifikationsnummer für im Vereinigten Königreich ansässige Unternehmer (Länder-
präfix „GB“) zu verwenden.

Die Lieferung eines Gegenstands, bei der die Beförderung oder Versendung an den Ab-
nehmer vor dem 1.1.2021 im Inland beginnt, ist bei Vorliegen der weiteren Vorausset-
zungen als steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung zu behandeln. Dies schließt das 
Führen des Buch- und Belegnachweises und die Angabe der Lieferung in der zusam-
menfassenden Meldung ein. Weist der Unternehmer nach, dass der Gegenstand nach 
dem 31.12.2020 das Gebiet der Europäischen Union verlassen hat, ist die Lieferung bei 
Vorliegen der weiteren Voraussetzungen als steuerfreie Ausfuhr zu behandeln, sofern 
der Unternehmer die entsprechenden Nachweise vorlegt.

Endet eine vor dem 1.1.2021 in Großbritannien begonnene Beförderung oder Versen-
dung eines Gegenstands nach dem 31.12.2020 im Inland, handelt es sich bei Vorliegen 
der weiteren Voraussetzungen um einen innergemeinschaftlichen Erwerb. Aus Verein-
fachungsgründen wird auf eine Umsatzbesteuerung des Erwerbs verzichtet, wenn der 
Unternehmer nachweist, dass der Vorgang nach dem 31.12.2020 der Einfuhrumsatzbe-
steuerung unterlegen hat.

Die Übergangsregelung ist bei der Bestimmung des Orts der Lieferung in besonderen 
Fällen entsprechend anzuwenden.

Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union hat 
Auswirkungen auf sonstige Leistungen, deren Erbringung sich über den Aus-
trittszeitpunkt hinweg erstreckt (Dauerleistungen). Hinsichtlich der umsatz-
steuerrechtlichen Konsequenzen ist jedoch nicht zwischen Großbritannien 
und Nordirland zu unterscheiden.

Für die umsatzsteuerrechtliche Behandlung ist der Zeitpunkt der Ausführung der Lei-
stung maßgeblich. Bei zeitlich begrenzten Dauerleistungen ist die Leistung mit Beendi-
gung des entsprechenden Rechtsverhältnisses ausgeführt. Beginnt die Erbringung einer 
sonstigen Leistung vor dem 1.1.2021 und endet nach dem 31.12.2020, sind die Verhält-
nisse im Zeitpunkt der Beendigung für die Beurteilung der gesamten Leistung maßgeb-
lich. Dies gilt für Teilleistungen entsprechend.

Umsätze, die von einem im Inland ansässigen bzw. registrierten Unterneh-
mer vor dem 1.1.2021 an private Kunden im Vereinigten Königreich erbracht 
werden, können in der Steuererklärung für das entsprechende Quartal im 
Rahmen der besonderen Besteuerungsverfahren gegenüber dem Bundeszen-
tralamt für Steuern (BZSt) erklärt werden. 

Die Steuererklärungen für Besteuerungszeiträume bis einschließlich 4. Quartal 2020 
müssen jedoch bis zum Ablauf des 20.1.2021 beim BZSt eingehen, um eine Erklärung der 
Umsätze im Rahmen des Mini-One-Stop-Shop-Verfahrens zu bewirken. Für Erklärungen, 
die nicht rechtzeitig an das BZSt übermittelt wurden, sowie für nach dem 31.12.2020 
an private Kunden im Vereinigten Königreich erbrachte Leistungen kann das Mini-One-
Stop-Shop-Verfahren nicht mehr genutzt werden. Die betroffenen Umsätze müssen in 
Einklang mit den Steuergesetzen des Vereinigten Königreichs behandelt werden.
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Umsätze, die von einem im Vereinigten Königreich ansässigen bzw. registrierten Un-
ternehmer vor dem 1.1.2021 an private Kunden im Inland erbracht werden, können 
in der Steuererklärung für das entsprechende Quartal im Rahmen der besonderen Be-
steuerungsverfahren erklärt werden. Die Steuererklärungen für Besteuerungszeiträume 
bis einschließlich 4. Quartal 2020 müssen jedoch bis zum Ablauf des 20.1.2021 bei der 
zuständigen Behörde des Vereinigten Königreichs eingegangen sein, um eine Erklärung 
der Umsätze im Rahmen des Mini-One-Stop-Shop-Verfahrens zu bewirken. Für Erklä-
rungen, die nicht rechtzeitig an die zuständige Behörde des Vereinigten Königreichs 
übermittelt wurden, kann das Mini-One-Stop-Shop-Verfahren nicht mehr genutzt 
werden. Die betroffenen Umsätze müssen unmittelbar im allgemeinen Besteuerungs-
verfahren bei dem für im Vereinigten Königreich ansässige Unternehmer zuständigen 
Finanzamt Hannover-Nord erklärt werden. Dies gilt auch für nach dem 31.12.2020 an 
private Kunden im Inland erbrachte Leistungen, es sei denn, der Unternehmer nimmt das 
besondere Besteuerungsverfahren im Inland oder in einem anderen EU-Mitgliedstaat in 
Anspruch. Für Registrierungen im Inland für das besondere Besteuerungsverfahren ist 
das BZSt zuständig.

Berichtigungen von Steuerklärungen für Besteuerungszeiträume bis einschließlich 
4. Quartal 2020 können bis spätestens 31.12.2021 übermittelt werden, vorausgesetzt, 
dass sich die Berichtigung auf eine Steuererklärung bezieht, die ihrerseits bis spätestens 
20.1.2021 übermittelt wurde.

Hinsichtlich der praktischen Behandlung von Steuererklärungen vor dem Austritt des 
Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union und Berichtigungen der Steuer-
erklärungen nach dem Austritt wird auf die auf den Internet-Seiten des BZSt (https://
www.bzst.de) unter der Rubrik Unternehmen - Umsatzsteuer - Mini One Stop Shop 
bereitgestellten Informationen hingewiesen. Informationen zum besonderen Besteue-
rungsverfahren stehen ebenfalls auf den Internet-Seiten des BZSt unter der Rubrik Un-
ternehmen - Umsatzsteuer - VAT on e-Services zur Verfügung.

Vorsteuerbeträge, die vor dem 1.1.2021 entstehen: Nach der Regelung der 
Erstattung der Mehrwertsteuer an nicht im Mitgliedstaat der Erstattung, 
sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige, sind die 
Mitgliedstaaten unter den dort genannten Voraussetzungen verpflichtet, 
den in anderen Mitgliedstaaten ansässigen Unternehmern die Vorsteuern 
zu erstatten. 

Anträge auf Erstattung von Mehrwertsteuer, die vor dem 1.1.2021 von einem im Ver-
einigten Königreich ansässigen Unternehmer im Inland oder von einem im Inland an-
sässigen Unternehmer im Vereinigten Königreich gezahlt wurde, sind bis zum 31. März 
2021 zu stellen. 

Vorsteuerbeträge, die nach dem 31.12.2020 entstehen: Die Entlastung von Vorsteuern 
erfolgt, vorbehaltlich der Feststellung der Gegenseitigkeit im Verhältnis zum Vereini-
gten Königreich, grundsätzlich nach den Vorschriften zur Harmonisierung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern-Verfahren der Erstattung der 
Mehrwertsteuer an nicht im Gebiet der Gemeinschaft ansässige Steuerpflichtige. Dies 
gilt für Vorsteuerbeträge, die im Waren- und Dienstleistungsverkehr mit Großbritannien 
oder im Dienstleistungsverkehr mit Nordirland entstanden sind. Ein im Inland ansässiger 
Unternehmer, dem entsprechende Vorsteuerbeträge entstanden sind, hat deren Vergü-
tung unmittelbar bei der Erstattungsbehörde des Vereinigten Königreichs nach den dort 
geltenden Regelungen für Unternehmer, die außerhalb des Vereinigten Königreichs an-
sässig sind, zu beantragen.

Dies gilt nicht hinsichtlich der Erstattung von Vorsteuern, die auf Warenbezüge durch 
inländische Unternehmer in Nordirland oder durch nordirische Unternehmer im Inland 
entfallen. Insoweit finden die Vorschriften weiterhin Anwendung. Entsprechende Anträ-
ge im Inland ansässiger Unternehmer sind an das BZSt zu übermitteln.

Hinsichtlich der praktischen Behandlung von Anträgen auf Vorsteuervergütung vor und 
nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union wird auf die 
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auf den Internet-Seiten des BZSt (https://www.bzst.de) unter der Rubrik Unternehmen – 
Umsatzsteuer - Vorsteuervergütung bereitgestellten Informationen hingewiesen.

Nach dem 31.12.2020 wird eine Prüfung von Umsatzsteuer-Identifikati-
onsnummern für im Vereinigten Königreich ansässige Unternehmer (Län-
derpräfix „GB“) durch inländische Unternehmer im Bestätigungsverfahren 
nicht mehr möglich sein. Ab dem 1.1.2021 können Umsatzsteuer-Identifika-
tionsnummern mit dem Länderpräfix „XI“ im Bestätigungsverfahren geprüft 
werden.

Unternehmer, die im Inland keine steuerbaren Umsätze ausführen und somit 
keiner steuerlichen Erfassung bedürfen, benötigen keine Bescheinigung über 
die Erfassung als Steuerpflichtiger (Unternehmer) als Nachweis gegenüber 
dem Betreiber eines elektronischen Marktplatzes. Dies betrifft insbesondere 
Fälle, in denen Unternehmer im Gemeinschaftsgebiet ausschließlich Liefe-
rungen ausführen, die auf Grund der Anwendung der Lieferschwelle im In-
land nicht steuerbar sind. 

Nach dem 31.12.2020 findet die Vorschrift für Unternehmer aus Großbritannien kei-
ne Anwendung mehr, so dass auch diese Unternehmer eine Bescheinigung über ihre 
steuerliche Erfassung in Deutschland zur Vorlage beim Betreiber eines elektronischen 
Marktplatzes benötigen. Übergangweise wird es bis zum 31.1.2021 nicht beanstandet, 
wenn dem Betreiber eines elektronischen Marktplatzes von einem in Großbritannien 
ansässigen Unternehmer keine Bescheinigung nach vorliegt.

Bis zum 31.12.2020 an im Vereinigten Königreich ansässige Unternehmer erteilte Be-
scheinigungen über die Erfassung als Steuerpflichtiger (Unternehmer) sind auch nach 
dem 31.12.2020 gültig. 

Unternehmer mit Sitz in Großbritannien müssen spätestens mit Stellen des Antrags auf 
Erteilung einer Bescheinigung über die umsatzsteuerliche Erfassung einen Empfangs-
bevollmächtigten im Inland benennen. Soweit eine Bescheinigung bis zum 31.12.2020 
vom zuständigen Finanzamt bereits erteilt wurde, sind die betroffenen Unternehmer 
verpflichtet, ab dem 1.1.2021 einen Empfangsbevollmächtigten im Inland zu benennen. 
Hierfür gilt eine Übergangsfrist von einem Monat.

In Bezug auf vor dem 1.1.2021 ausgeführte sowie auf von der Übergangs-
regelung des Austrittsabkommens erfasste Umsätze finden die Regelungen 
über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden und die Betrugsbe-
kämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer bis zum 31.12.2024 weiter-
hin Anwendung.

In Bezug auf nach dem 31.12.2020 im Warenverkehr zwischen der Europäischen Union 
und Nordirland ausgeführte Umsätze sind die Regelungen weiterhin anwendbar.

Darüber hinaus sind die Regelungen über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden 
und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer nicht mehr anzuwen-
den. Entsprechende Amtshilfemaßnahmen erfolgen nach dem 31.12.2020 auf Grundla-
ge des Übereinkommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen und/oder des 
Doppelbesteuerungsabkommens zwischen Deutschland und dem Vereinigten Königreich 
Laufende Maßnahmen der Verwaltungszusammenarbeit sind ggf. auf Grundlage dieser 
Vorschriften möglichst umzudeuten.
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8. Bearbeitung von Amtshilfeersuchen

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt. 
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